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Drittes Gesetz zur Änderung der Thüringer Bauordnung – Einführung einer Abstands-
regelung von Windkraftanlagen zur Wohnbebauung 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU (Drucksache 7/1584) 
Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für  die  Beteiligung  der  RPG Südwestthüringen am o. g. Anhörungsverfahrens bedanke ich 
mich.  
 
Die beabsichtigte Änderung der Thüringer Bauordnung betrifft im Zusammenhang mit dem 
laufenden Änderungsverfahren des gültigen Regionalplanes Südwestthüringen unmittelbar 
das Thema der Ausweisung von Vorranggebieten Windenergie. Mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf wird Bezug auf die neue Fassung des § 249 Abs. 3 BauGB genommen. Mit dieser 
Norm wird den Bundesländern nunmehr die Möglichkeit eingeräumt, durch Landesgesetz be-
stimmte Mindestabstände (von maximal 1.000 m) zwischen Windenergieanlagen und näher 
zu definierender Wohnbebauung festzulegen. In Thüringen soll von dieser Länderöffnungs-
klausel dahingehend Gebrauch gemacht werden, dass der Mindestabstand gesetzlich auf ein-
heitlich 1.000 m zu den Gebieten mit baulicher Nutzung zu Wohnzwecken festgelegt wird.  
 
Nach Sichtung des vorgelegten Gesetzentwurfes im Hinblick auf die spezifischen Belange der 
Planungsregion Südwestthüringen bei der Bestimmung der Vorranggebiete Windenergie des 
künftigen Regionalplanes und im Interesse der Normenklarheit ergehen folgende Anmerkun-
gen: 
 
Es ist klarzustellen, welche rechtlichen Wirkungen sowohl der gültige Regionalplan Südwest-
thüringen 2011/2012 mit seinen Festlegungen (750 m Mindestabstand von Windenergieanla-
gen zu Wohnsiedlungsflächen) als auch verbindliche B-Pläne / Flächennutzungspläne der Ge-
meinden bezüglich Windenergienutzung nach Inkrafttreten der geplanten Gesetzesänderung 
entfalten. 
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Wenngleich der Träger der Regionalplanung in Südwestthüringen im Zuge seines laufenden 
Regionalplanänderungsverfahrens bei der Neuausweisung von Vorranggebieten Windenergie 
einen Mindestabstand von 1.000 m zu Siedlungsflächen und Baugebieten mit hohem Schutz-
anspruch festgelegt hat, beabsichtigt er für bereits bestehende Windenergieanlagen mit einem 
Abstand von 750 m bis 1.000 m zu Wohnsiedlungsbereichen die Möglichkeit des Repowerings 
zuzulassen (allerdings mit einer Höhenbegrenzung der Anlagen). Dadurch sollen vor dem Hin-
tergrund des ohnehin geringen Flächenpotenzials zur Windkraftnutzung in Südwestthüringen 
bereits diesbezüglich genutzte Areale in Abhängigkeit der standörtlichen Rahmenbedingun-
gen erhalten werden. Die Möglichkeit des Repowerings von Windenergieanlagen auch im Be-
reich zwischen 750 m und 1.000 m zu Wohnsiedlungsbereichen soll deshalb nicht generell 
ausgeschlossen werden. 
 
Für eine rechtssichere Auslegung der beabsichtigten gesetzlichen Regelung ist es erforder-
lich, die Gebiete mit baulicher Nutzung zu Wohnzwecken, zu denen der Mindestabstand gelten 
soll, eindeutig zu definieren. Nur dann ist es für den Träger der Regionalplanung möglich, zu 
unterscheiden, ob es sich um ein nach Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
13.12.2012 (4 CN 1.11) und vom 11.04.2013 (4 CN 2.12) hartes oder weiches Kriterium für 
die Ausweisung der Vorranggebiete Windenergie handelt.  
 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Krebs 
Präsident 
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